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1. 

Der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung liegt zurzeit bei 3 % des Einkommens.  Die staatliche 

Hilfe für Arbeitslose, das Arbeitslosengeld, gilt normalerweise für 12 Monate; aber nach Voll-

endung des 55. Lebensjahres und 36 Monaten Versicherungspflichtverhältnis verlängert sich 

das Arbeitslosengeld auf 18 Monate (nach dem 58. Lebensjahr und 48 Versicherungspflicht-

monaten auf 24 Monate). Danach kommt nur noch die allgemeinere Grundsicherung für Ar-

beitssuchende zur Hilfe,  also das Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld.  Mit 60 % (ohne Kin-

der) bzw. 67 % vom Nettogehalt ist das Arbeitslosengeld (oft auch Arbeitslosengeld 1 genannt)  

eine als passabel empfundene Hilfe des Staates für den Arbeitslosen, nicht so die viel stärkere 

Abstufung hin zum Arbeitslosengeld II, die nach dem Auslaufen des Arbeitslosengeldes folgt. 

Viele Arbeitslose, die in diese Situation hinein gelangen, sehnen sich zurück in die Zeit vor den 

Hartz-Reformen. Da war die Abstufung nicht so krass, weil es als Zwischenstufe – also bevor 

man in die Sozialhilfe zurückfiel – die Arbeitslosenhilfe gab. Es ist verständlich, dass alle dieje-

nigen, die eine Besorgnis vor einer längeren Arbeitslosigkeit verspüren, die Zustände vor den 

Hartz-Reformen zurückwünschen und die alte Arbeitslosenhilfe wieder auferstehen lassen 

wollen. Wenn das politisch nicht möglich ist, sollte ihrer Meinung nach wenigstens eine deutli-

che Verlängerung des Arbeitslosengeldes vorgenommen werden. 

Manche Arbeitnehmer fordern dies mit dem Argument, sie hätten in diese Versicherung viele 

Jahre treu eingezahlt und deshalb ein Recht auf eine entsprechend langjährige Unterstützung 

erworben. Jedenfalls möchten sie nicht mit einem Arbeitslosen gleichgestellt sein, der nur 

sporadisch Beiträge eingezahlt hat. Die Meinung ist verständlich, aber von der Grundkonzepti-

on dieser Versicherung her nicht zutreffend. Wenn die allgemeine Verlängerung des Arbeitslo-

sengeldes, beispielsweise durch ein Arbeitslosengeld Q für Zeiten verbindlich eingehaltener 

Qualifizierungsmaßnahmen, aus dem Beitragsaufkommen der Arbeitslosenversicherung geleis-

tet werden soll, dann müssten die Beiträge entsprechend erhöht werden. Hierüber muss man  

aufklären. Wenn man dennoch für diese Verlängerung plädiert, sollte man aus gesamtwirt-

schaftlichen Gründen jedenfalls nach Möglichkeiten suchen, solche Beitragserhöhungen zu 

vermeiden. 

 

2. 

Andere Arbeitnehmer wiederum wissen, dass sie durch ihre Beitragszahlung keineswegs einen  

so lange andauernden Versicherungsschutz erworben haben, fordern aber trotzdem diese 

zusätzliche  Unterstützung der Arbeitslosen. Sie stützen sich dabei auf das Argument, dass sie 

bei einer Entlassung ihre bisherige erfolgreiche Berufsbiografie nur mit staatlicher Unterstüt-

zung fortsetzen können und den Empfang der bloßen Grundsicherung als zu starke Abstufung 

empfinden würden. Somit seien sie gegenüber anderen Arbeitslosen zu bevorzugen. Die früher 

gewährte Arbeitslosenhilfe minderte die Abstufung. Da es aber eine solche Hilfe nicht mehr 
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gibt, muss diese ihrer Meinung nach durch eine Verlängerung des Arbeitslosengeldes ersetzt 

werden. Langfristig geholfen ist den in die Arbeitslosigkeit geratenen Arbeitnehmern freilich 

erst dann, wenn einer von folgenden zwei Tatbeständen gesichert ist: 

1) Die Grundsicherung müsste so gut ausgestattet sein, dass sie nicht länger als eine 

überstarke Abstufung empfunden wird.   Oder 

2) Es müsste so gut wie sicher gewährleistet sein, dass der Arbeitslose nach der ge-

währten zusätzlichen Frist  auch wirklich wieder einen neuen Arbeitsplatz gefun-

den hat, damit es nicht lediglich einen Aufschub der Problematik bedeutet und 

doch wieder eine nicht finanzierbare Erhöhung der allgemeinen Grundsicherung 

zur Diskussion steht. 

 

3. 

Man wird leicht errechnen können, dass der erste Weg auch einen leistungsmäßig gut ausge-

statteten Staat wie Deutschland wohlfahrtsmäßig überfordern würde. So bleibt nur der zweite 

Weg. Man wird also über die Form einer möglichen Verlängerung des Arbeitslosengeldes  

nachdenken müssen. Vorrangig ist der Gesichtspunkt der Wiedereingliederung in den Arbeits-

prozess. Wir brauchen uns nur den Wandel im Berufsumfeld anzuschauen, um  zu erkennen, 

wie groß diese Aufgabe ist. Wer heute entlassen wird, z. B. weil sein Unternehmen im Techno-

logiewandel keine Überlebenschance mehr hat, kann nicht darauf vertrauen, dass seine, wo-

möglich langjährig erworbene Berufserfahrung noch unverändert bei neuen Stellenangeboten 

benötigt wird. Es werden Fortbildungs- und Umschulungskurse erforderlich sein.  

Um ein Beispiel zu geben: 

Früher sagte man „Er ist ein Maurer und Maurer werden überall gebraucht“. Diesen Beruf und 

diese Berufsbezeichnung gibt es zwar noch, aber man ist auf bestimmte Arbeitsprozesse in 

dieser Sparte spezialisiert. Natürlich hat sich diese Spezialisierung langsam vollzogen. Wer in 

ihr und mit ihr lebte und arbeitete, konnte sich Zug um Zug anpassen. Wer sich aber als Ar-

beitsloser  plötzlich neu eingliedern soll, erlebt zunächst Berufsfremdheit und müsste auf ei-

nen Schlag viel Neues lernen, um auf einem Niveau eingesetzt werden zu können, das seiner 

früheren Tätigkeit einigermaßen entspricht. Dazu muss man ihm Zeit gewähren. Um wieviel 

mehr gilt das dann in Berufssparten, die von vorneherein hochtechnisiert sind. Martin Schulz 

hat also recht mit seinem Vorschlag, die Verlängerung des Arbeitslosengeldes  prinzipiell mit 

Qualifizierung zu verbinden (das Arbeitslosengeld Q).  Auch ist richtig, dass die älteren Arbeit-

nehmer mit ihrer länger zurück liegenden Berufssozialisation oft besonders große Schwierig-

keiten bei der Suche nach einem neuen Arbeitsplatz haben. 
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4. 

Wenn man sich mit dem schnellen Wandel der Berufsbilder und somit auch mit dem Wandel 

der Berufsanforderungen vertraut gemacht hat, und wenn man bedenkt, dass viele Menschen 

im Laufe ihres Lebens den Beruf einmal oder sogar mehrmals werden wechseln müssen, dann 

wird deutlich, wie sehr sich die Berufswelt z.Z. ändert. Darauf muss jeder einzelne reagieren. 

Dazu ist eine Hilfe von außen erforderlich – eine Hilfe von derart großem Umfang, dass eine 

Versicherung das gar nicht leisten kann. Gefordert ist hier vielmehr die Solidargemeinschaft 

des Staates. Das entspricht im Übrigen auch dem einleuchtenden  Argument, dass derjenige, 

der seine Produktivität besonders lange in den Dienst der Gesamtgesellschaft gestellt hat, hö-

here Ansprüche gegenüber  ebendieser Gesellschaft geltend machen kann als derjenige, der 

diesen Beitrag nur deutlich kürzere Zeit geleistet hat. Was die Finanzierung des erweiterten 

Arbeitslosengeldes  angeht, so sollte man demnach ganz deutlich sagen, dass dies nicht durch 

eine Beitragserhöhung seitens der Bundesagentur für Arbeit (BfA) geschehen kann und ge-

schehen sollte; es geht vielmehr um Solidarleistungen, die durch die öffentlichen Haushalte 

von Bund und Ländern zu erbringen sind. An der Finanzierung sind dann  auch Beamte und 

Selbstständige  beteiligt – das wäre ja bei der Finanzierung über Beitragserhöhungen anders. 

Und selbst wenn man von diesen grundsätzlichen Überlegungen absieht: Die BfA kann diese 

Kosten nicht übernehmen. Zwar existiert dort z.Z. eine gut gepolsterte Schwankungsreserve 

von etwa 12 Milliarden Euro. Aus kurzfristiger politischer Sicht könnte man sich hier Finanzie-

rungsmittel für eine Verlängerung des Arbeitslosengeldes beschaffen. Aus langfristiger fi-

nanzwissenschaftlicher Sicht ist das jedoch nicht zu empfehlen, da die Schwankungsreserve 

zweckentfremdet würde und möglicherweise elementare Probleme in die Zukunft verschoben 

würden. 

 

5. 

Wenn man den Vorschlag von Schulz, ein Arbeitslosengeld Q einzurichten, so deutet, dann 

wird klar, dass er eigentlich keine wirkliche Kritik an den Hartz-Reformen ist. Wer sich erinnert, 

wie unhaltbar die Zustände vor den Reformen gewesen sind und wie Arbeitslose auf ungerech-

te Weise zwischen den Trägern der Arbeitslosenhilfe auf der einen Seite und den Trägern der 

Sozialhilfe auf der anderen Seite hin und her geschoben worden sind, wird die Hartz-Reformen 

im Grundsatz nicht beseitigen wollen. Viele Ökonomen sind darüber hinaus davon überzeugt, 

dass die Reformen makroökonomisch ein Erfolg waren und noch sind. Aber man darf es be-

grüßen, dass sie mit der oben beschriebenen mikroökonomischen Flankierung eine Belebung 

bekommen, die den arbeitenden Menschen eine größere Zuversicht gibt, einen Arbeitsplatz-

wechsel, ja vielleicht sogar einen Berufswechsel besser überstehen zu können. Das sollte der 

Solidargemeinschaft etwas wert sein. Deshalb sollte die Verlängerung des Arbeitslosengeldes 

durch Steuern finanziert, wenn auch durch die BfA organisiert sein, bei der die zusätzlichen 

Finanzierungsmittel dann nur durchlaufende Posten wären. 
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